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Editorial  

Dieses Dossier zum Konflikt in Tschetschenien entstand im Rah-

men eines studentischen Monitoring-Projekts am Institut für Poli-

tikwissenschaft der Justus-Liebig-Universität Gießen, unter der 

Leitung von Prof. Dr. Hanne-Margret Birckenbach.  

Das Monitoring-Projekt wurde initiiert von der Kooperation für 

den Frieden. Die Intentionen dieses Projekts liegen in der zivilen 

Konfliktbearbeitung sowie in der Gewalt- und Kriegsprävention. 

Mit Hilfe der Veröffentlichung von Dossiers soll der Öffentlichkeit 

ein ziviler Umgang mit Konflikten nahe gebracht werden. Die Ko-

operation für den Frieden hat unter Federführung von Prof. Dr. 

Andreas Buro derzeit vier Dossiers veröffentlicht: Dossier I 

 

Der 

Iran-Konflikt, Dossier II 

 

Der Türkisch-Kurdische Konflikt, Dos-

sier III - Der Israel-Palästina-Konflikt und Dossier IV 

 

Der Af-

ghanistan-Konflikt. (http://www.koop-frieden.de)   

Die Giessener Monitoringgruppe (GIMo) nahm die Leitgedanken 

des Monitoring-Projekts auf und verfasste fünf weitere Dossiers zu 

den Konflikten: Migration von Afrika in die EU, Tibet-China, Dar-

fur, Die Kurdenfrage(n) in allen vier Siedlungsstaaten und Tsche-

tschenien. (http://www.uni-giessen.de/cms/gim)  

Das vorliegende Dossier soll über den Konflikt in Tschetschenien 

sowie über dessen Gewaltträchtigkeit informieren und anhand 

praktischer Handlungsoptionen Möglichkeiten für eine zivile Lö-

sung aufzeigen. Übergeordnet wollen die Autor_innen damit einen 

Beitrag zu einer internationalen Kultur der zivilen Konfliktbear-

beitung leisten.  

http://www.koop-frieden.de
http://www.uni-giessen.de/cms/gim
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Einleitung  

Im 18. Jahrhundert wurde am Nordrand 

des Kaukasus die Stadt Wladikawkas als 

Stützpunkt für die russische Ausbreitung 

in den Süden erbaut. Wladikawkas be-

deutet auf Deutsch Beherrsche den 

Kaukasus und steht symbolisch für den 

russischen Expansionsdrang in diese 

Region. Seit dieser Zeit stießen die russi-

schen Eroberer auf starken Widerstand 

der dort lebenden ethnisch gemischten 

Bevölkerung, vor allem in dem noch 

heute zu Russland gehörenden Nordkau-

kasus.  

Tschetschenien, ein Gebiet, etwa so groß 

wie Schleswig-Holstein, ist seit der Mitte 

des 19. Jahrhunderts unter russischer 

Kontrolle und leistete stets zähen Wider-

stand gegen die russische Okkupation. 

Zahlreiche Aufstände der sich überwie-

gend zum sunnitischen Islam bekennen-

den Tschetschenen wurden niederge-

schlagen. Dies zog große Migrationswel-

len der Bevölkerung in die Türkei und 

den Vorderen Orient nach sich. Im Ge-

genzug siedelte Russland Kosaken und 

Armenier in der Region an, um damit die 

schon vorher sehr uneinheitliche Bevöl-

kerung weiter zu durchmischen.  

Die Nichtübereinstimmung der ethni-

schen Struktur der Region und ihrer poli-

tischen Aufteilung ist charakteristisch für 

den gesamten Kaukasus. Die traditionel-

len Rechts- und Sozialbeziehungen wur-
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Übersicht Republik Tschetschenien  

Fläche 15.700km² 
Einwohner 1.141.362 (Stand 2002 

diese Zahl ist umstritten) 
Amtssprachen Tschetschenisch, Russisch

 

Religion Sunnitischer Islam 
Hautstadt Grosny 
Präsident Ramsan Kadyrov 
Premierminister Odes Baisultanov 
Wirtschaft Obst- und Weinanbau; 

Anbau von Getreide, Ge-
müse, Zuckerrüben; Rin-
der-, Schaf- und Geflügel-
zucht; Ölraffinerien 

Arbeitslosigkeit 70-80% 
Bodenschätze Erdöl und Erdgas 
Geografie Am Großen Kaukasus 

gelegen mit Erhebungen 
über 5.000 Meter; längster 
Fluss ist der Terek 

 
den vor allem seit Beginn der Sowjetzeit 

durch willkürliche Grenzziehungen, der 

künstlichen Schaffung von Nationen und 

durch Zwangsumsiedlungen stark verän-

dert.   

Der Konflikt der russischen Zentralregie-

rung mit Tschetschenien zeigt, dass die 

staatliche Einheit Russlands keineswegs 

gefestigt ist. Wie in den südkaukasischen 

Staaten Georgien, Armenien und Aser-

baidschan wollten auch die Tschetsche-

nen nach dem Zusammenbruch der Sow-

jetunion die nationale Eigenständigkeit 

durchsetzen, was jedoch von Moskau 

vereitelt wurde. Nach offiziellen Schät-

zungen kamen in den beiden Tsche-

tschenienkriegen 100.000 Zivilisten und 

10.000 russische Soldaten ums Leben, 

die Dunkelziffer liegt allerdings weit 

darüber.1 Die Quellenlage zu Opferzah-

len und sonstigen Fakten ist äußerst 

schwierig, da die russische Führung nach 

dem ersten Tschetschenienkrieg keine 

internationalen Beobachter mehr zuließ 

und eine Informationssperre verhängte. 

Auf dem Territorium Tschetscheniens 

kommt es seit 1994 immer wieder zu 

massiven Menschenrechtsverletzungen, 

deren Ende auch heute  noch nicht ab-

sehbar ist.   

Bei dem Tschetschenienkonflikt handelt 

es sich nicht mehr nur um einen Unab-

hängigkeitskrieg bzw. den Versuch 

Moskaus, der Insta-bilität der Russischen 

Föderation entgegenzuwirken. Es 

gibt viele weitere Faktoren, welche 

den Interessen und Zielen der Kon-

fliktparteien zugrunde liegen. Ein 

Beispiel hierfür sind energie-

politische Interessen. Tschtschenien 

verfügt über Erdölreserven und die 

Region ist eine wichtige Transitstre-

cke für kaspisches Öl und Gas aus 

dem Nordkaukasus. Einen weiteren 

Faktor stellt der internationale 

Kampf gegen den Terror

 

dar. Der 

Tschetschenienkonflikt hat nach 

dem 11. September 2001 an interna-

tionaler Brisanz gewonnen. Der da-

                                                

 

1 de Waal 2003, S. 16. 
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malige Präsident Putin erklärte das russi-

sche Vorgehen in Tschetschenien als 

Teil des internationalen Krieges gegen 

den Terror. Tatsächlich werden die sun-

nitischen Tschetschenen teilweise von 

islamisch geprägten Staaten und isla-

mistischen Gruppen wie Al Kaida im 

Kampf gegen die westliche Welt un-

terstützt.2 

Seit dem Zusammenbruch der Sowjet-

union herrscht in der autonomen Repu-

blik Tschetschenien eine gewaltsame 

Auseinandersetzung. Was als reiner Se-

zessionskonflikt begann, hat sich im 

Laufe der Jahre zu einer unüberschauba-

ren Spirale der Gewalt mit einer Vielzahl 

von Akteuren entwickelt. Unter den Au-

gen der Weltöffentlichkeit spielt sich 

eine humanitäre Katastrophe ab, in deren 

Verlauf Menschen verschwinden, gefol-

tert und ermordet werden. Nicht ohne 

Grund wird der Konflikt in Tschetsche-

nien als vergessener Krieg bezeichnet, 

der weitab einer breiten Öffentlichkeit 

stattfindet. Seitdem Russland den Tsche-

tschenienkonflikt zu einer inneren Ange-

legenheit erklärt und die Region abgerie-

gelt hat, dringen kaum mehr objektive 

Informationen über die dortige Situation 

nach außen. Die internationale Gemein-

schaft, aber auch nationalstaatliche Re-

gierungen, halten sich mit offizieller 

Kritik an der russischen Politik gegen-

                                                

 

2 Trenin / Malaschenko 2004. 

über Tschetschenien sehr zurück, um die 

Beziehungen zu Moskau nicht zu ge-

fährden. 

Der Konflikt in Tschetschenien wurde 

der russischen Regierung zufolge längst 

beendet. Tatsächlich herrscht in Tsche-

tschenien noch immer Gewalt vor und 

eine erneute Eskalation droht.   

Dieses Dossier soll dazu beitragen, die 

deutsche und die europäische  Öffent-

lichkeit zu informieren und zivile Mög-

lichkeiten der Bearbeitung des Tsche-

tschenien-Konflikts aufzeigen. Eine sol-

che zivile Bearbeitung zielt auf eine 

langfristige Befriedung der Region ein-

schließlich einer friedlichen Koexistenz 

aller beteiligten Parteien ab. Im Dossier 

werden zunächst vergangene und ge-

genwärtige Konfliktkonstellationen ana-

lysiert und darauf basierend schließlich 

exemplarisch zivile Lösungsvorschläge 

dargelegt.     
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Abbildung 1: Zeichnung Nina Karfurke   

1. Konfliktanalyse   

1.1 Historische Hintergründe   

Vom Mittelalter bis zur  

Sowjetherrschaft 

Von der Mitte des 16. bis zum Ende des 

17. Jahrhunderts versuchte das Zaren-

reich durch wirtschaftliche und politi-

sche Mittel Einfluss auf den Kaukasus 

und somit auf Tschetschenien zu neh-

men. Dieser weitestgehend friedlichen 

Phase des Zusammenlebens folgte der 

Versuch einer gewaltsamen Kolonialisie-

rung des Nordkaukasus durch das Zaren- 

reich. Die russische Expansionspolitik     

gipfelte in einer Serie von Kaukasuskrie- 

gen, welche erst 1864 endeten. Im Ver-

lauf dieser Kriege leisteten die kaukasi-

schen Stämme erbitterten Widerstand. In 

Folge dessen bemühte sich Russland sein 

neu gewonnenes Territorium dauerhaft 

zu kontrollieren. Die Maßnahmen hierzu 

waren unterschiedlichster Natur. Zum 

einen versuchte Russland durch die An-

siedlung russischer Kolonialisten die 

kaukasische Bevölkerung zu verdrängen. 

Zum anderen wurden so genannte 

Strafexpeditionen durchgeführt, in 

deren Folge viele Nordkaukasier in die 

Gebiete des ehemaligen Osmanenreichs 

flohen. Die von den Russen gewünschte 
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nachhaltige Befriedung des Kaukasus 

wurde jedoch nicht erreicht. 

Nach dem Ende der russischen Revoluti-

on 1917 kam es zu diversen kurzlebigen 

Staatenbildungen auf autonomer Grund-

lage. So entstand 1936 die Tschetscheno-

Inguschetische Autonome Sozialistische 

Sowjetrepublik (TIASSR), welche aus 

einem Zusammenschluss des seit 1932 

autonomen Gebiets Tschetschenien und 

der Region Inguschetien resultierte. Un-

terdessen griffen die Sowjetbehörden ab 

Ende der 1920er Jahre immer massiver 

in die Lebensverhältnisse der kaukasi-

schen Völker ein, um die sowjetischen 

Vorstellungen von Modernisierung und 

Gleichschaltung durchzusetzen. Hierbei 

wurden unter anderem lokale Bildungs- 

und Rechtsinstitutionen sowie Verwal-

tungsorgane beseitigt. Als Antwort auf 

diese gewaltsamen Eingriffe folgte von 

1928 bis 1931 eine Serie von Aufstän-

den, welche von den sowjetischen Be-

hörden als kaukasisches Banditentum 

bezeichnet wurden.3 In dieser Zeit ent-

stand das in weiten Teilen der russischen 

Bevölkerung bis heute verbreitete Vorur-

teil, bei den Tschetschenen handele es 

sich um räuberische Barbaren .  

Ab Februar 1944 wurden 400.000 Tsche-

tschenen unter dem Vorwurf der Kolla-

boration mit den Nationalsozialisten 

nach Zentralasien deportiert. Während 

                                                

 

3 Bundeszentrale f. politische Bildung 2003, S. 5. 

der Deportationen sowie infolge un-

menschlicher Bedingungen bei zahlrei-

chen Zwangsumsiedlungen starben Tau-

sende von Tschetschenen. Nur ein 

Bruchteil der Deportierten kehrte zurück. 

Die wenigen Heimkehrer sahen sich ei-

nem mittlerweile völlig neu gegliederten 

Staats- und Verwaltungswesen ausge-

setzt, was zu immensen Wiedereinglie-

derungsproblemen führte.4  

Die sowjetische Führung rehabilitierte 

1957 offiziell die Tschetschenen und 

erlaubte ihnen die Rückkehr in ihre an-

gestammten Siedlungsgebiete. Dies ges-

taltete sich jedoch problematisch, da die 

Sowjets in Abwesenheit der Tschetsche-

nen andere Völker, wie z.B. Osseten, in 

Tschetschenien angesiedelt und Teile der 

TIASSR an benachbarte Republiken 

abgetreten hatten. Eine vollständige terri-

toriale Rehabilitierung der Tschetsche-

nen blieb bis in die Gegenwart aus. Im 

Zuge der Entstalinisierung der Sowjet-

union wurde die bis dahin verbotene 

Ausübung des Islam nur rudimentär wie-

der zugelassen. Während der Zeit des 

Verbots gewannen islamische Unter-

grundorganisationen an Stärke.  

                                                

 

4 Nolte 2003, S. 407. 
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Sprache und Kultur  
der Tschetschenen  

Die Tschetschenen sind eines der ältes-
ten Völker in der Kaukasusregion. Vom 
benachbarten Georgien beeinflusst, brei-
tete sich zunächst zwischen dem 10. und 
dem 13. Jahrhundert das Christentum in 
Tschetschenien aus. Im weiteren Verlauf 
des Mittelalters wird der christliche 
Glaube im Kaukasus durch den sunniti-
schen Islam verdrängt, der sich seit dem 
16. Jahrhundert auf dem Gebiet Tsche-
tscheniens ausbreitete und heute, bis auf 
wenige Ausnahmen, die Religion der 
Einwohner Tschetscheniens darstellt. Bis 
heute prägen archaische Muster wie 
Gastrecht oder Blutrache die Gesell-
schaft. In ihrer Gesamtheit ist die 
Rechtskultur der Tschetschenen stark 
von den Normen des Adat, des Stammes-
Gewohnheitsrechts, bestimmt. ( Wagen-
sohn 2000) Mit dem Zusammenbruch 
der Sowjetunion hat sich diese traditio-
nelle Rechtsvorstellung wieder verstärkt. 
Auffällig ist zudem, dass für die tsche-
tschenische Bevölkerung primär lokale 
bzw. regionale Gemeinschaften und In-
stitutionen, wie Dorf, Sippe oder religiö-
se Einrichtungen von Belang sind. Ein 
spezielles Problem stellt die Rolle der 
Frau in Tschetschenien dar. Viele Frauen 
sind Opfer von Gewalt und Unterdrü-
ckung. Generell werden Frauen in der 
tschetschenischen Gesellschaft diskrimi-
niert. Sie dürfen gegenüber Fremden 
keine Gefühle zeigen und werden oft-
mals von dem eigenen Mann nicht als 
gleichwertiges Subjekt behandelt. Die 
Identifikation mit der eigenen Nation 
findet, wie bei vielen weiteren nordkau-
kasischen Völkern, nur in äußerst gerin-
gem Maße statt. Wie die Inguschen ge-
hören auch die Tschetschenen zur 
sprachlichen und ethnischen Gruppe der 
Wajnachen. Das Tschetschenische, das 
der kaukasischen Sprachfamilie zugehö-
rig ist und dort zur so genannten nachi-
schen Gruppe gezählt wird, wurde erst 
Anfang des 20. Jahrhunderts als Schrift-
sprache kodifiziert.   

Erster und Zweiter  

Tschetschenienkrieg 

In den Wirren der Auflösung der Sow-

jetunion verstand es die Zentralgewalt in 

Moskau nicht, die aufkommenden natio-

nalistischen Bewegungen an der kauka-

sischen Peripherie zu kanalisieren. 

Gleichfalls gelang es ihr nicht, die ver-

schiedensten historischen, politischen, 

wirtschaftlichen, religiösen und kulturel-

len Zusammenhänge richtig zu analysie-

ren und einzuordnen.  

Am 1. November 1991 verkündete der 

ehemalige sowjetische General Dschohar 

Dudajew, ein Exil-Tschetschene, der vier 

Tage zuvor vom Nationalkongress zum 

Präsidenten Tschetscheniens gewählt 

worden war, die Unabhängigkeit der 

Republik Tschetschenien.5 Die russische 

Föderation setzte zunächst auf eine dip-

lomatische Rückgewinnung und sah von 

einer militärischen Intervention ab. Es 

folgte ein dreijähriger Schwebezustand 

im Verhältnis Tschetscheniens zur Rus-

sischen Föderation.6 In diesen drei Jah-

ren versuchte Moskau mit wechselnden 

Konzepten erfolglos Tschetschenien zu 

einer Rückkehr in die Föderation zu be-

wegen. Unterdessen herrschten auch 

innerhalb der lokalen tschetschenischen 

Führung Machtkämpfe vor. 

Zu ersten Kampfhandlungen kam es im 

Dezember 1994. Nachdem zuvor Ver-
                                                

 

5 Wagensohn 2000, S.19. 
6 Bundeszentrale f. politische Bildung 2003, S. 8. 
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handlungen über eine freiwillige Ent-

waffnung von Dudajews Truppen ge-

scheitert waren, bewegten sich ab dem 

11. Dezember 1994 40.000 russische 

Soldaten auf Grosny zu. Die Kampf-

handlungen innerhalb der Stadt zwangen 

etwa 400.000 Menschen zur Flucht aus 

Grosny. Es gelang der russischen Armee 

nicht trotz ihrer Überlegenheit die 

Kampfhandlungen rasch für sich zu ent-

scheiden. Im Verlauf dieses ersten 

Tschetschenienkrieges, bei dem mehrere 

tausend Menschen ihr Leben verloren, 

kam es zu gewaltigen Flüchtlingsströ-

men in die Nachbarrepublik Dagestan.  

Nachdem mehrere Waffenstillstände 

gebrochen wurden und tschetschenische 

Kämpfer die Hauptstadt Grosny überra-

schend zurückgewinnen konnten, wurde 

am 12. Mai 1997 das Kriegsende per 

Friedensvertrag vereinbart. Die Frage 

nach dem zukünftigen politischen Status 

 

Autonomie innerhalb der Russischen 

Föderation oder staatliche Unabhängig-

keit 

 

blieb innerhalb des Friedensver-

trags jedoch offen und sollte erst im Jah-

re 2001 geklärt werden, was jedoch nicht 

geschah. Die kriegsfreie Periode hielt 

lediglich bis zum Oktober 1999, als der 

zweite Tschetschenienkrieg ausbrach.  

Die zweite Militärkampagne der russi-

schen Armee, deren Beginn mit dem 

Aufstieg Wladimir Putins an die Spitze 

der russischen Führung zusammenfiel, 

wurde offiziell als Kampf gegen lokale 

Terroristen und deren ausländische 

Komplizen sowie gegen das organisierte 

Verbrechen deklariert. Auslöser für die 

erneute militärische Intervention der 

russischen Armee in Tschetschenien war 

eine Reihe von Bombenattentaten. In-

nerhalb Moskaus kamen hierbei über 200 

Menschen ums Leben. Die russischen 

Streitkräfte riegelten zunächst die Gren-

zen zu Tschetschenien ab und begannen 

dann mit Luftangriffen auf die Haupt-

stadt Grosny. Nach Ende der massiven 

Kriegsphase, in der die zivile Infrastruk-

tur Grosnys vollkommen zerstört wurde, 

geriet die schutzlose Zivilbevölkerung 

zwischen die Fronten der Kämpfer. Auf 

der einen Seite standen russische Trup-

pen, die Häuser durchkämmten, junge 

Männer aufgriffen und verschwinden 

ließen. Auf der anderen Seite war sie 

tschetschenischen Untergrundkämpfern 

ausgeliefert, die zunehmend zu einem 

Terrorismus übergingen, der auch die 

eigenen Landsleute nicht schonte.7 In 

Anbetracht dessen, dass sich sowohl 

Streitkräfte als auch Polizeikräfte selbst 

immer wieder in zügellose Gewalt und 

Gesetzlosigkeit verwickelten, wirkte die 

Begründung der Russischen Föderation 

für ihre Intervention in Tschetschenien, 

nämlich um die Zivilbevölkerung zu 

                                                

 

7 Bundeszentrale f. politische Bildung 2003, S. 8. 
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schützen und verfassungsmäßige Ver-

hältnisse zu schaffen, wie eine Farce.  

Nach dem raschen militärischen Sieg der 

Russen, die daraufhin den zweiten 

Tschetschenienkrieg trotz anhaltender 

Kampfhandlungen im Jahr 2000 für be-

endet erklärten, erzielten die Wider-

standskämpfer mittels Guerillataktik 

innerhalb der Republik und durch An-

schläge in Dagestan, Nordossetien, Ingu-

schetien und Kern-Russland, immer wie-

der militärische Erfolge gegen die russi-

sche Armee, bzw. gegen die machtlose 

Position Moskaus.    

1.2 Tschetschenien in der Gegenwart  

Nach den beiden Tschetschenienkriegen 

ist keine Normalisierung der Situation 

vor Ort eingetreten. Vielmehr wurde der 

Konflikt von einem territorialen Konflikt 

zwischen der Russischen Föderation und 

tschetschenischen Separatisten in eine 

innertschetschenische Auseinanderset-

zung umgewandelt.  

So setzte sich die Gewalt nach dem offi-

ziellen Ende der Kampfhandlungen zu-

nächst fort. Bekannteste Beispiele dafür 

sind die Geiselnahmen im Moskauer 

Dubrowka-Theater 2002 und die in einer 

Schule in Beslan 2004. Russland reagier-

te mit Geheimdienstoperationen und 

versuchte die Rebellen und deren Führer 

auszuschalten. 

Offiziell bedeutet der von der russischen 

Regierung auch nach außen propagierte 

Kurs der Tschetschenisierung zur poli-

tischen Lösung des Tschetschenienkon-

flikts die Übertragung der Verantwor-

tung in moskautreue tschetschenische 

Hände.  

Diese Tschetschenisierung des Kon-

flikts hat mehrere Dimensionen: Zu-

nächst wurden mehrfach kremltreue 

Vasallen mit der Befriedung der Repu-

blik beauftragt. Am 5. Oktober 2003 

wählte das lokale tschetschenische Par-

lament zunächst Achmad Kadyrov zum 

neuen tschetschenischen Präsidenten. 

Die Wahl wurde von internationalen 

Organisationen wegen der offensichtli-

chen Unregelmäßigkeiten als Posse be-

zeichnet.8 Kadyrov fiel am 9. Mai 2004 

einem von tschetschenischen Rebellen 

ausgeführten Bombenattentat zum Opfer. 

Russland reagierte, indem eine Spezial-

truppe des russischen Inlandsgeheim-

dienstes den ehemaligen Präsidenten 

Tschetscheniens und mittlerweile den im 

Untergrund agierenden Guerillaführer 

Aslan Maschadow sowie den Unter-

grundkämpfer Schamil Bassajew liqui-

dierte. Achmad Kadyrov folgte der frü-

here Innenminister und ebenfalls mos-

kautreue Alu Alchanow ins Präsidenten-

                                                

 

8 FR online 2007. 
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amt. Dieser trat im Februar 2007 zurück. 

Kurz darauf wurde er von Putin zum 

russischen Vize-Justizminister ernannt. 

Als sein Nachfolger wurde Ramsan Ka-

dyrov, der Sohn Achmad Kadyrovs, zum 

Präsidenten gewählt.  

Seither werden in den Truppen des russi-

schen Innenministeriums gezielt Tsche-

tschenen als Soldaten und Polizisten vor 

Ort eingesetzt, die Präsident Kadyrov 

treu ergeben sind.9 Ramsan Kadyrov 

kontrolliert seit seiner Wahl das Land 

mit seiner Privatarmee. Ihm und seiner 

Armee werden massive Menschen-

rechtsverletzungen und der Unterhalt 

von Foltergefängnissen zur Last gelegt.10 

Durch die engen Verbindungen zwischen 

dem tschetschenischen Machthaber Ka-

dyrov und der russischen Führung ist ein 

offizielles Eingreifen der russischen Ar-

mee entbehrlich.  

Eine weitere Dimension der Tschetsche-

nisierung liegt darin, dass diese Politik 

innerhalb der tschetschenischen Gesell-

schaft zu einer Atmosphäre von Miss-

trauen, Verrat und Denunziation führte. 

Frühere Kämpfer der tschetschenischen 

Unabhängigkeitsbewegung sind teilwei-

se unter massivem Druck zu Kadyrov 

übergelaufen. Diese und andere Bege-

benheiten führten zu neuen Konfliktli-

nien quer durch die tschetschenische 

Gesellschaft. In vielen tschetschenischen 
                                                

 

9 Schrepfer-Proskurjakov 2004, S. 976. 
10 Hille 2005. 

Dörfern werden dort lebende moskau-

treue tschetschenische Polizisten Opfer 

von Blutrache oder gezielter Ermordun-

gen durch tschetschenische Kämpfer.11   

1.3 Akteure   

Dem Kreml zufolge wurde der Konflikt 

in Tschetschenien längst beigelegt. Tat-

sächlich verschwinden immer noch 

Menschen und werden gefoltert und ge-

tötet. Manche mögen dies als Nach-

kriegswehen abtun, jedoch bleibt die 

Frage, ob alle Konflikte in der Region 

nachhaltig gelöst werden konnten oder 

ob eine erneute großflächige Eskalation 

droht. Zur Analyse dieser Frage müssen 

zunächst die in Tschetschenien handeln-

den Akteure und deren Interessen be-

trachtet werden, um Konfliktpotentiale 

frühzeitig zu erkennen und Hilfestellun-

gen zur Lösung zu erarbeiten.   

Da die Republik Tschetschenien ein Teil 

der Russischen Föderation ist, muss die-

se Auseinandersetzung als innerstaatli-

cher Konflikt betrachtet werden. Unmit-

telbar involvierte Akteure sind deshalb 

vor allem in der Russischen Föderation 

und in der Republik Tschetschenien zu 

suchen. Mittelbar haben auch externe 

Akteure, wie z.B. die Europäische Union 

(EU) oder die Vereinten Nationen (Uni-

                                                

 

11 Reinke 2005. 
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ted Nations 

 
UN), Einfluss auf das Ge-

schehen in diesem innerstaatlichen Kon-

flikt.   

Die Russische Föderation umfasst 89 

Föderationssubjekte von unterschiedli-

chem Status, davon 21 Republiken mit 

den weitreichendsten Autonomiebefug-

nissen, wie z.B. die Republik Tsche-

tschenien. Der Präsident der Russischen 

Föderation besitzt weitreichende Befug-

nisse gegenüber der Regierung und dem 

Parlament. Er bestimmt die Richtlinien 

der Außen- und Sicherheitspolitik, ist 

Oberbefehlshaber der Streitkräfte, Vor-

sitzender des Sicherheitsrates, ernennt 

und entlässt mit Zustimmung der Duma 

die Regierung und bestimmt die Gouver-

neure (Präsidenten) der Föderationssub-

jekte,12 wie zum Beispiel den Präsiden-

ten der Republik Tschetschenien Ramsan 

Kadyrov, welcher dann vom regionalen 

Zweikammerparlament bestätigt wur-

de.13  

Zur Stabilisierung der Lage in Tsche-

tschenien werden Truppen des Innen-

ministeriums von der Russischen Föde-

ration eingesetzt. Diese könnten laut dem 

Innenministerium aber bald abgezogen 

werden, da die tschetschenische Polizei 

dann in der Lage sei, allein die Verant-

wortung zu übernehmen, jedoch bestehe 

                                                

 

12 Gaede 2006 S. 1212. 
13 Auswärtiges Amt 2007 S.1. 

kein genauer Übergabezeitplan.14 Der 

Inlandsgeheimdienst der Russischen 

Föderation (FSB) führt ebenfalls Opera-

tionen in Tschetschenien durch.  

Als Akteure innerhalb der Zivilbevölke-

rung der gesamten Russischen Föderati-

on sind NGOs (Non Governmental Or-

ganisation, Nicht- Regierungs- Organisa-

tion) wie memorial, welche Menschen-

rechtsverletzungen in Tschetschenien 

aufzeigen, oder auch das Komitee der 

Soldatenmütter Russlands (UCSMR) zu 

nennen. Das Komitee der Soldatenmütter 

tritt in erster Linie für die Einhaltung der 

Menschenrechte bei Militärangehörigen 

ein, aber auch für eine gewaltlose Lö-

sung in Tschetschenien.15 

Die Medienlandschaft Russlands wird 

seit einigen Jahren immer stärker von 

staatlicher Seite kontrolliert. Insbesonde-

re die nationalen Fernsehkanäle werden 

vom Staat überwacht und klammern Ta-

buthemen, wie zum Beispiel die Darstel-

lung der tatsächlichen Lage der Bevölke-

rung Tschetscheniens, bewusst aus. 

Dennoch gibt es auch kremlkritische 

Berichterstattung zu innenpolitischen 

Themen, wie z.B. Fremdenhass im Fern-

sehen. Vor allem im Hörfunkbereich, 

den Printmedien und dem Internet wird 

ein breites Meinungsspektrum vertreten. 

                                                

 

14 Ministry of the Interior of Russia 2007 S. 5. 
15 Union of the Committees of Soldiers´ Mothers 
of Russia 2007. 
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Doch auch in diesen Bereichen nimmt 

der staatliche Einfluss weiter zu.16 

Neben dem vom Präsidenten der Russi-

schen Föderation eingesetzten Gouver-

neur (Präsidenten) Tschetscheniens be-

stehen lokale Volksvertretungen. Das 

Parlament Tschetscheniens setzt sich 

aus dem Rat der Republik mit 21 Abge-

ordneten der administrativ- territorialen 

Einheiten und der Bürgerversammlung 

mit 40 Abgeordneten zusammen, welche 

beide durch die wahlberechtigte Bevöl-

kerung auf vier Jahre direkt gewählt 

werden.  

Der von Moskau protegierte Präsident 

Tschetscheniens, Ramsan Kadyrov, un-

terhält eine eigene Privatarmee, die so-

genannten Kadyrovsky . Teilweise um-

fasst seine Privatarmee amnestierte Re-

bellen aus den Tschetschenienkriegen. 

Die meisten Kämpfer dieser Einheiten 

wurden jedoch im Rahmen der Tsche-

tschenisierung in die Streitkräfte der 

Russischen Föderation integriert. Neben 

diesen Milizen, welche dem tschetsche-

nischen Präsidenten Kadyrov treu zur 

Seite stehen, besetzen seine Anhänger 

Schlüsselpositionen in Ministerien und 

ermöglichen ihm somit umfassenden 

Einfluss in Tschetschenien.17  

Die zivile Bevölkerung Tschetscheniens 

kann sich weder als Akteur organisieren 

noch ihre Interessen artikulieren. Tsche-
                                                

 

16 Auswärtiges Amt 2007 S. 3. 
17 Memorial Human Rights Center 2007. 

tschenien liegt nach dem anhaltenden 

Konflikt am Boden. Die Infrastruktur ist 

zerstört, große Teile der Bevölkerung 

fielen dem Krieg zum Opfer und für die 

Bevölkerung steht das Überleben im 

Vordergrund. Zudem erschwert die unsi-

chere Lage auch im Bezug auf das staat-

liche Gewaltmonopol ein zivilgesell-

schaftliches Engagement. Die Zivilbe-

völkerung in Tschetschenien scheint 

paralysiert. 

Laut russischen Angaben existieren noch 

rund 1000-1500 Rebellen in den Ge-

birgsregionen Tschetscheniens.18 Trotz 

der Berichte über junge Menschen, die 

sich den Rebellen immer wieder an-

schließen, scheint der Widerstand gebro-

chen und somit die Unabhängigkeitsbe-

strebungen Tschetscheniens weitgehend 

aufgegeben.  

Islamisten bringen Tschetschenien re-

gelmäßig in das Blickfeld der Weltöf-

fentlichkeit. Die Geiselnahmen von Bes-

lan und Moskau sind dafür bekannte 

Beispiele. Die islamistischen Kämpfer 

wollen dabei gegen die russische Politik 

ihren Heiligen Krieg im Kampf gegen 

die Ungläubigen führen. Es wird ange-

nommen, dass die islamistischen Täter in 

tschetschenischen oder auch afghani-

schen Trainingscamps geschult und 

durch die Ideologie Al Kaidas beein-

                                                

 

18 Ministry of the Interior of Russia 2007. 
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flusst werden.19 Mit den religiös funda-

mentalen Islamisten wurde das Schlag-

wort von den Wahhabiten in Russland 

publik. Diese konservativen und dogma-

tischen Anhänger des sunnitischen Islam 

streben eine Islamisierung Tschetsche-

niens nach arabischem Vorbild an. Errei-

chen wollen sie dies durch eine isla-

mistische Umerziehung des Volkes . 

Von dieser Islamisierung versprechen sie 

sich u.a. einen massiven Geldfluss aus 

dem Nahen Osten und dem arabischen 

Afrika.  

Bei den von Islamisten eingesetzten 

Selbstmordattentätern handelt es sich 

häufig um Frauen 

 

die Schwarzen Wit-

wen. Diese haben im Krieg ihre Männer 

verloren und leiden daher besonders un-

ter Hunger, Geldmangel sowie der man-

gelhaften Infrastruktur. Anders als Män-

ner, welche von ihrer politischen oder 

religiösen Mission überzeugt sind, ster-

ben diese Frauen eher aus persönlichen 

Gründen. Ihre Verzweiflung wird zur 

Durchsetzung politischer Ziele miss-

braucht.20        

                                                

 

19 tagesschau.de 2007. 
20 Jeska 2005.                                 
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Überblick der internen und externen Akteursinteressen 

Akteure Ziele und Interessen 

Russische  
Föderation 

- Souveränität und territoriale Integrität der Russischen Föderation  
- Macht und Einfluss in Tschetschenien und im gesamten Kaukasus 
- Angst vor Gesichtsverlust als Großmacht 
- geopolitische Interessen (Konkurrenz durch Einfluss von USA,  
  Türkei, Iran) 
- Bekämpfung des internationalen Terrorismus 
- Öl Transit und staatliche Anteile an der Ölförderung in  
  Tschetschenien 

Zivilbevölkerung 
der Russischen 
Föderation incl. 
NGOs  

- Frieden und Rechtsstaatlichkeit 
- sozialer Frieden 
- Garantie der Grund- und Menschenrechte 
- traditionelles Feindbild von Kaukasier 
- unabhängige Berichterstattung 

Republik Tsche-
tschenien 

- Rückgabe der Anteile an der tschetschenischen Ölförderung           
- Macht und Einfluss 
- Konsolidierung der Wirtschaft 

Präsident der Re-
publik Tsche-
tschenien:  
Ramzan Kadyrov 

- Macht und Einfluss in Tschetschenien 
- Wahrung der islamischen Religion 
- Legitimation und Gelder aus Moskau 

tschetschenische 
Bevölkerung 

- Befriedung des Landes 
- Sicherung der Lebensgrundlage 
- Garantie von Menschenrechten 
- Rechtsstaatlichkeit 
- Abbau von Feindbildern 

Rebellen - Unabhängigkeit Tschetscheniens von Russland 
- Widerstand gegen russische Dominanz 

Islamisten - Einführung eines Gottesstaats mit Scharia 
- Verbreitung des Islam 
- Verdrängung des traditionellen Brauchtums- Islam 

  

Europarat, Ver-
einte Nationen, 
OSZE 

- Garantie der Menschenrechte 
- Sicherung demokratischer Wahlen 
- Stabilisierung der Region 
- Frieden 
- Durchsetzung internationaler Rechtsstandards 
- Informationsevaluierung vor Ort  

Europäische Uni-
on 

- Verhinderung von Menschenrechtsverletzungen 
- Rückführung von Flüchtlingen 
- Flüchtlingshilfe und Wiederaufbau  
- Durchsetzung der Marktwirtschaft  
- wirtschaftliche Interessen (Energiesicherheit) 
- regionale Kooperationen 

Deutschland - Vorrausschauende Friedenspolitik 
- Wirtschaftsbeziehungen (Energiesicherheit) 
- Garantie der Menschenrechte  
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1.4 Konfliktpotentiale   

Wurzeln und Zusammenhänge  

mit anderen Konflikten in der Region 

Die Auseinandersetzungen innerhalb der 

gesamten Kaukasusregion haben eines 

gemeinsam, alle entspringen der willkür-

lichen Grenzziehung nach der Eingliede-

rung in das Sowjetimperium in den 

1920er Jahren. Hierbei wurde die ethni-

sche, religiöse und sprachliche Vielfalt 

ignoriert. Zusammenhängende Volks-

gruppen wurden auseinander gerissen 

und mit der Absicht willkürlich ver-

mischt, deren kulturelle Identität zu eli-

minieren. Bestehende Grenzen wurden 

beseitigt und neue gezogen. Eine Festi-

gung der Verhältnisse wurde durch De-

portation, Repatriierung, Ansiedlung von 

anderen Volksgruppen sowie durch die 

Auflösung und spätere Wiedererrichtung 

von Gebietskörperschaften verhindert, so 

auch in Tschetschenien. All dies führte 

zu einem schwelenden Konfliktpotential, 

welches sich nach dem Kollaps der 

UdSSR in aggressiven oder gar kriegeri-

schen Eskalationen entlud. Darin liegen 

die Wurzeln zahlreicher Konflikte, bei-

spielsweise der Georgiens mit den ab-

trünnigen Regionen Abchasien, Adscha-

rien und Südossetien sowie der aserbaid-

schanisch-armenische Konflikt um Berg-

Karabach. Diese Konflikte wurden ver-

schärft durch die russischen Versuche, 

den Einfluss im Südkaukasus zu wahren 

und vergrößern damit auch die Spannun-

gen in Tschetschenien und dem gesam-

ten Nordkaukasus.   

Tschetschenien:  

Ein Territorialkonflikt? 

Seit dem 19. Jahrhundert setzen sich die 

Tschetschenen gegen das sich immer 

weiter ausbreitende russische Reich zur 

Wehr. Zwar waren die Volksgruppen des 

Nordkaukasus nicht in einem staatlichen 

Gefüge zusammengefasst, doch durch 

ihren gemeinsamen Widerstand entwi-

ckelte sich eine gewisse Tendenz zur 

politisch-religiösen Einigung unter den 

Bergvölkern. Dies wurde durch das kol-

lektive Trauma der bereits erwähnten 

Deportationen zusätzlich verstärkt. Der 

Versuch der sowjetischen Behörden, die 

Tschetschenen ihre Identität und Kultur 

nach der Rückkehr vergessen zu lassen 

und ihre Geschichte umzuschreiben, 

scheiterte und die Erinnerung an den 

Widerstand blieb bestehen. Nationale 

und religiöse Traditionen konnten nicht 

von den Behörden kontrolliert werden. 

In dem Machtvakuum der zusammen-

brechenden Sowjetunion behauptete sich 

der sowjetische General Dschohar Duda-

jew und erklärte Tschetschenien 1991 für 

unabhängig. Jedoch widersprach sein 

autoritäres Regime der Tradition der 
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Tschetschenen, sich keiner zentralisier-

ten politischen Gewalt freiwillig zu beu-

gen. Ein im Jahr 1994 trotz der Hilfe aus 

Moskau fehlgeschlagener Putsch veran-

lasste den Kreml schließlich in Tsche-

tschenien militärisch einzugreifen 

 

ers-

ter Tschetschenienkrieg. In ihrer Traditi-

on des Widerstandes kämpften die mate-

riell Unterlegenen, aber stärker motivier-

ten Tschetschenen, gemeinsam gegen die 

russischen Militärs. Nach dem Waffen-

stillstand 1997 hatte sich Tschetschenien 

zwar eine faktische Unabhängigkeit er-

kämpft, jedoch keine internationale An-

erkennung erreicht und auch die innere 

staatliche Konsolidierung des zerstörten 

Landes war nicht möglich. In der Nach-

kriegszeit entstand ein erneutes Macht-

vakuum, da Warlords ihre im Krieg er-

langte Macht nicht ohne weiteres wieder 

abgeben wollten. Als islamistische Feld-

kommandeure von Tschetschenien aus 

auf Dagestan übergriffen und Bomben-

anschläge im inneren der Russischen 

Föderation verübten, griffen die russi-

schen Truppen Tschetschenien erneut an 

 

zweiter Tschetschenienkrieg.21 

Bei genauer Betrachtung kann der erste 

Tschetschenienkrieg eindeutig als Terri-

torialkonflikt klassifiziert werden, bei 

dem es um die Unabhängigkeit Tsche-

tscheniens von der Russischen Föderati-

on ging. Der zweite Tschetschenienkrieg 
                                                

 

21 Bundeszentrale für politische Bildung 2003, S. 
5-8. 

hingegen entstand nicht aus separatisti-

schen Bewegungen heraus, sondern war 

vielmehr Produkt einer aus dem ersten 

Tschetschenienkrieg resultierenden Ge-

waltspirale in einem wirtschaftlich und 

infrastrukturell am Boden liegenden 

Land. Nach Jahren der Gewalt ist der 

Territorialkonflikt zwar nicht beigelegt, 

jedoch ist die Bevölkerung kriegsmüde 

und will einen dauerhaften Frieden.   

Macht und Herrschaft 

Das Tauziehen um Macht und Einfluss 

in dem Gebiet zwischen dem Schwarzen 

und dem Kaspischen Meer beeinflusst 

auch die Politik der Russischen Födera-

tion gegenüber der Republik Tsche-

tschenien. Nach dem Niedergang der 

Sowjetunion wurde der Nordkaukasus zu 

einer Grenzregion großen geopolitischen 

Interesses. Die Konflikte dort schwächen 

die Machtposition der Russischen Föde-

ration in Bezug auf ihre territoriale In-

tegrität bis in die Gegenwart. Darüber 

hinaus drohen sie deren Einfluss auf die 

kaspischen Energierohstoffe zu mindern. 

Im Zeitalter schwindender fossiler Ener-

gieträger kann deshalb die Einflussmög-

lichkeit externer Kräfte auf den Kauka-

sus als Konfliktpotential nicht ausge-

schlossen werden.22 

                                                

 

22 Bundeszentrale für politische Bildung 2003, S. 
9. 



 

17

 
Problematisch ist auch der in jüngster 

Vergangenheit ansteigende Grad an 

Zentralismus in der Russischen Födera-

tion. Gouverneure und auch der Präsi-

dent der Republik Tschetschenien wer-

den nicht vom Parlament oder Volk frei 

gewählt, sondern vom Präsidenten der 

Russischen Föderation vorgeschlagen. 

Das Parlament hat daher keinen Einfluss 

auf die Wahl des Oberhaupts und muss 

unter Umständen mit seiner Auflösung 

rechnen, sollte es die vorgeschlagenen 

Kandidaten nicht bestätigen.23 Im No-

vember 2005 wurde die Wahl des tsche-

tschenischen Parlaments manipuliert, 

indem Kadyrov zunächst fast ausnahms-

los die Abgeordneten selbst aussuchte 

und diese dann in einem gefälschten Ur-

nengang wählen ließ.24 Es besteht die 

Gefahr, dass der Gouverneur die Interes-

sen der Zentralgewalt in Moskau, in be-

sonderem Maße jedoch seine eigenen, 

vertritt.  

In sozioökonomischer Hinsicht besteht 

eine hohe Abhängigkeit des tschetsche-

nischen Republikhaushalts von föderalen 

Mitteln. Dies zeigen auch andere Födera-

tionssubjekte, wie z.B. Dagestan, dessen 

Haushalt zu 85 Prozent aus Mitteln der 

Föderation gedeckt wird.25 Neben der 

Justiz und der lokalen Selbstverwaltung 

                                                

 

23 Auswärtiges Amt 2007. 
24 FR online 2007. 
25 Bundeszentrale für politische Bildung 2003, S. 
9. 

ist deshalb auch die Verteilung der Zu-

wendungen aus dem Etat der Russischen 

Föderation besonders von Korruption 

betroffen. Der hohe Korruptionsgrad 

verärgert zwar die Bevölkerung Tsche-

tscheniens, doch traut sie Kadyrov zu 

diesen bekämpfen zu können. Vor allem 

die zunehmenden Beschwerden zeigen, 

dass das Vertrauen der Menschen in die 

Verantwortlichen Tschetscheniens steigt. 

Die wachsende persönliche Macht Ram-

san Kadyrovs könnte jedoch den Einfluss 

Moskaus auf die tschetschenische Politik 

in Zukunft in Frage stellen.26     

Konfliktpotential knappe Ressourcen 

Zwar verfügt Tschetschenien über eigene 

Öl-Ressourcen, doch ist die Förderung 

und Aufbereitung der relativ geringen 

Vorkommen größtenteils unrentabel. 

Dabei gehören der tschetschenischen 

Republik 49 Prozent und dem staatlich 

russischen Ölproduzenten Rosneft 51 

Prozent der Anteile an der lokalen Firma 

Grosneftegas. 27 Die tschetschenische 

Regierung fordert jedoch aufgrund der 

Bedeutung des Öls für Tschetschenien 

die Rückgabe der föderalen Anteile an 

die Bevölkerung. 28 Damit wäre theore-

tisch eine Basis für Unabhängigkeitsbe-

wegungen geschaffen.  

                                                

 

26 Swiss Peace 2007, S. 1-2. 
27 Novosti 2007a. 
28 Novosti 2007b. 
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Seit dem Jahr 2000 verläuft die Nor-

thern Early Pipeline nicht mehr durch 

Tschetschenien. Diese Pipeline führte 

von Baku über Grosny nach Novorossisk 

und musste wegen der anhaltenden 

Kriegssituation, Sabotagegefahr und 

illegalen Erdölentnahmen um Tsche-

tschenien herum geführt werden. Den-

noch kommt es immer wieder zu An-

schlägen tschetschenischer Rebellen auf 

diese Pipeline, was ein weiteres Kon-

fliktpotential darstellt.29   

Straflosigkeit, Unterdrückung und 

Folter in Tschetschenien 

Im Rahmen der Tschetschenisierung des 

Konflikts wurden zwar Milizen in die 

Truppen der Russischen Föderation in-

tegriert, doch noch immer begehen in 

Tschetschenien operierende Einheiten 

Menschenrechtsverletzungen. Das durch 

den Bericht des Europäischen Komitees 

zur Verhinderung von Folter und inhu-

maner oder erniedrigender Behandlung 

oder Bestrafung30 erneut ins Visier gera-

tene Operating Search Bureau N2 (ORB-

2) ist dafür nur ein Beispiel. Dort inhaf-

tierte Personen wurden durch Mitglieder 

der Strafverfolgungsbehörden und Si-

                                                

 

29 Energy Information Administration 2007. 
30 Bericht des Komitees zur Verhinderung von 
Folter und inhumaner oder erniedrigender Be-
handlung oder Bestrafung / engl. Committee for 
the Prevention of Torture and Inhuman or De-
grading Treatment or Punishment (CPT).  

cherheitskräfte mittels Schlägen, elektri-

schen Schocks, Aufhängen an Gliedma-

ßen oder auch Verbrennungen gefol-

tert.31 Von 2002 bis März 2007 wurden 

laut Memorial32 2018 Menschen in 

Tschetschenien gekidnappt, 196 wurden 

getötet aufgefunden, 721 kamen frei, 44 

waren in Gefängnissen und 1057 Men-

schen verschwanden. Seit Januar 2007 

ging jedoch die Zahl der Entführungen 

erheblich zurück.33 Neben Folter und 

Verschwindenlassen prägen vor allem 

eine weit verbreitete Unsicherheit, will-

kürliche Verhaftungen sowie Haft in 

offiziellen und unbekannten Haftanstal-

ten ohne Kontakte nach außen die Men-

schenrechtslage in der Region. Allge-

mein herrscht noch immer ein Klima der 

Straflosigkeit vor.34 Obwohl Menschen-

rechtsverletzungen immer wieder zu 

Urteilen des Europäischen Menschen-

rechtsgerichtshofes führen, bleiben sie in 

der russischen Föderation weitgehend 

straflos.35 In dieser Situation kommt die 

mangelnde Berichterstattung und Auf-

klärung erschwerend hinzu. Durch eine 

Vielzahl von Maßnahmen und Gesetzes-

                                                

 

31 Council of Europe, 2007, S. 3. 
32 Memorial e.V.: Deutscher Zweig der Nichtre-
gierungsorganisation Memorial International. 
Memorial Deutschland e.V. ist den Prinzipien 
Toleranz und Gewaltlosigkeit verpflichtet und 
setzt sich für die historische Aufklärung sowie 
für die Wahrung der Menschenrechte in Russland 
und in den Ländern der ehemaligen Sowjetunion 
ein. http://www.memorial.de. 
33 Ministry of the Interior of Russia 2007. 
34 amnesty international 2007. 
35 Franck 2007. 

http://www.memorial.de
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änderungen wurden die Aktivitäten von 

NGOs und Menschenrechtsorganisatio-

nen massiv beschränkt. Sie sind ver-

schärften Kontrollen und einschneiden-

den Sanktionen ausgesetzt. Von den 

staatlich kontrollierten Medien werden 

sie als Handlanger ausländischer Ge-

heimdienste dargestellt. Diese Medien-

kampagne zeigt Wirkung, denn promi-

nente Bürger- und Menschenrechtler 

werden in der Bevölkerung plötzlich als 

Feinde des russischen Volkes angesehen. 

Wie dramatisch die Lage für diese Per-

sonen werden kann, zeigt die Ermordung 

der Journalistin Anna Politkowskaja.36   

Radikale Islamisierung  

in Tschetschenien  

Der Kaukasus gilt als Kreuzzone der 

Kulturen und Religionen an der Schnitt-

stelle zwischen Europa und dem Vorde-

ren Orient. In Bezug auf den Islam steht 

dabei vor allem die kaukasische Periphe-

rie Russlands, insbesondere Tschetsche-

nien, im Blickpunkt. Die in Tschetsche-

nien traditionell üblichen Formen von 

Religiosität (Sufismus, Volksislam) ge-

raten zunehmend in Konflikt mit sich 

ausbreitenden ideologischen Inhalten. 

Die Vorstellungen eines frühen, reinen, 

universell gültigen Islam entsprechen 

einem religiösen Fundamentalismus 

                                                

 

36 Franck 2007. 

(z.B. der Wahhabiten ), der seit 1997 

auch zu Auseinandersetzungen in einzel-

nen Gebieten des Nordkaukasus führte.  

In den Gebirgsregionen Tschetscheniens 

sollen vermehrt arabische Söldner anzu-

treffen sein, welche nicht an nationalen 

Problemen, sondern vielmehr an der 

Durchführung des Djihad37 orientiert 

sind. Die russischen Medien stellen den 

Tschetschenienkonflikt aufgrund der 

steigenden Islamisierung, insbesondere 

seit dem 11. September 2001, generell 

als Krieg gegen Islamisten und den In-

ternationalen Terrorismus dar.38 

Somit ergibt sich aus der zunehmenden 

Islamisierung der tschetschenischen Ge-

sellschaft die Gefahr der Instrumentali-

sierung perspektivloser und verzweifelter 

Menschen, wie z.B. die bereits erwähn-

ten Schwarzen Witwen, für die Ziele des 

Djihad. Außerdem führt diese Radikali-

sierung des Glaubens zu einer Spaltung 

der tschetschenischen Gesellschaft in 

gemäßigte und radikalisierte Muslime 

                                                

 

37 Dschihad / Djiad / Jihad [arab. Bemühen] be-
zeichnet im Islam den allumfassenden Einsatz für 
die Sache Gottes. Beinhaltet für den Muslim die 
Pflicht, nach seinen Möglichkeiten für die 
Verbreitung des Islam beizutragen und dessen 
Herrschaftsgebiet zu verteidigen oder zu vergrö-
ßern. Im islamischen Recht bezeichnet er oft 
einen zulässigen Krieg zur Erweiterung des isla-
mischen Herrschaftsbereichs. In der Moderne 
gehört das Konzept des Dschihad zur Rhetorik 
radikaler islamischer Bewegungen und auch 
muslimischer Staaten bei der Abgrenzung von 
und der Auseinandersetzung mit dem Westen. 
Elger 2003, S. 146-147. 
38 Schrepfer-Proskourjakov 2004, S. 978. 
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und bedingt somit ein weiteres Konflikt-

potential.   

Feindbilder  die suggerierte Gefahr 

aus dem Kaukasus? 

Das romantische Bild Kaukasiens aus 

dem 18. Jahrhundert ist längst Vergan-

genheit. Es wandelte sich zu einer düste-

ren Mythologisierung der Region und 

seiner Bewohner. Es war ebenso von der 

stolzen, anmutigen Kaukasierin, aber 

auch den Stereotypen ewiger Gefahr, 

Krieg, Bedrohung, Verrat und Banditen 

die Rede. Gegenwärtig zeichnen die Me-

dien in Zusammenhang mit der Krisen-

region die Figur des kaltblütigen kauka-

sischen Freischärlers und beeinflussen 

damit die Wahrnehmung anderer russi-

scher Bevölkerungsgruppen. Alte Feind-

bilder werden heraufbeschworen und 

Personen kaukasischer Identität scheinen 

den Status des sowjetischen Klassen-

feinds zu übernehmen.39 Konfliktpoten-

tiale entstehen dabei gerade an den Be-

rührungspunkten zwischen Menschen 

anderer Volksgruppen und Tschetsche-

nen, welche durch Umsiedelung oder 

Flucht vor kriegerischen Auseinander-

setzungen gezwungen sind, in anderen 

Teilen der Russischen Föderation mit der 

dortigen Bevölkerung auszukommen. 

Fremdenfeindlichkeit entlädt sich dann 

                                                

 

39 Auch 2006 S. 2-4. 

oft in Aggression gegenüber Menschen 

kaukasischer Abstammung.40   

Konfliktpotential Armut und  

Perspektivlosigkeit 

Nach Jahren des Krieges sind die Infra-

struktur und die Wirtschaft der Republik 

Tschetschenien weitestgehend zerstört. 

Trotz eines Aufschwungs in der Bauin-

dustrie und Zeichen einer sozioökonomi-

schen Erholung bleibt der Nordkaukasus 

eine der ärmsten Regionen der Russi-

schen Föderation.  

Geschätzte 80% der Bevölkerung leben 

von einem Einkommen unterhalb der 

nationalen Armutsgrenze. Vor allem 

Gesundheitsindikatoren zeigen Armut 

und fehlende soziale Systeme in Tsche-

tschenien auf. Die Kindersterblichkeits-

rate liegt zwei bis vier Mal höher als der 

nationale Durchschnitt der russischen 

Föderation, Tuberkulosefälle treten 

zehnmal häufiger auf. Ferner haben 40 

Prozent der Einwohner Grosnys keinen 

Zugang zu fließendem Wasser.41 Somit 

entsteht auch ein hoher Bedarf an medi-

zinischer Versorgung, der zusätzlich 

durch rückkehrende Flüchtlinge mit 

Kriegsverletzungen und der gewaltsamen 

Situation (Minenopfern, Schießereien, 

Attentate) in Tschetschenien verschärft 

wird. 
                                                

 

40 amnesty international 2007. 
41 OCHA 2007, S.3-4. 
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Nach offiziellen Statistiken sind etwa 

300.000 der Erwerbsfähigen von insge-

samt einer Million Einwohnern Tsche-

tscheniens arbeitslos. Unabhängige Be-

richterstatter sprechen von einer Arbeits-

losenquote von ca. 70%42. Gerade die 

jüngeren Generationen stehen somit 

frustriert vor ihrer Zukunft. 

Die Perspektivlosigkeit führt zusätzlich 

zur Ausbeutung der Bevölkerung in ihrer 

aussichtslosen Situation. Der Bauboom 

scheint zwar zunächst Arbeitsplätze zu 

schaffen und die Lage der Bevölkerung 

zu verbessern, doch die Arbeiter erhalten 

häufig keine Arbeitsverträge. Mit einer 

Beschäftigung geht dabei weder ein an-

gemessenes Arbeitsentgelt noch soziale 

Absicherung einher. Diese Ausbeutung 

führt schließlich zu Protesten der Arbei-

ter, die dann mit Waffengewalt beendet 

werden.43   

1.5 Haltung und Engagement von UN,  

EU, Europarat und OSZE  

Bei vielen nationalen und internationalen 

Organisationen und Akteuren 

 

wie z.B. 

bei Politiker_innen  ist eine eher abwar-

tende Haltung gegenüber dem Tsche-

tschenienkonflikt zu beobachten. Dies 

wird zum einen mit der Komplexität des 

Konflikts, zum anderen aber auch durch 
                                                

 

42 Gannushkina 2007. 
43 Gannushkina 2007. 

den Mangel an von allen beteiligten 

Konfliktparteien akzeptierten Verhand-

lungsführern auf Seiten der Tschetsche-

nen begründet. Zweites ist Folge der 

inneren Spannungen und Spaltungen 

unter den Akteuren in Tschetschenien.44 

Internationale Organisationen leisten seit 

langer Zeit, meist im Hintergrund und 

von der Öffentlichkeit unbemerkt, hu-

manitäre Hilfe in der Krisenregion. Eine 

politische Rolle, z.B. als Vermittler zwi-

schen der russischen Regierung und den 

tschetschenischen Rebellen, nehmen sie 

jedoch nicht ein. Auf europäischer Ebene 

engagieren sich hauptsächlich die Euro-

päische Union, der Europarat und die 

OSZE in der Tschetschenien-

Problematik.   

Haltung und Engagement der EU  

im Tschetschenienkonflikt 

Die russische Föderation ist nicht Mit-

glied der Europäischen Union, somit 

liegen die Vorgänge in Tschetschenien 

außerhalb des direkten Einflussbereichs 

der EU. Jedoch ist der Nordkaukasus, im 

Besonderen nach der Deeskalation der 

Balkankonflikte, die brisanteste Krisen-

zone des europäischen Kontinents.45 

Dies rückt die Region in das unmittelba-

re Interesse der EU-Politik.  

                                                

 

44 Halbach 2004, S. 32. 
45 Halbach 2005, S. 11. 
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Die gemeinsame europäische Politik 

gegenüber der kaukasischen Konfliktre-

gion verfolgt folgende Strategie: Sie will 

zum einen die Unterstützung von Trans-

formation zu Demokratie und Marktwirt-

schaft als Voraussetzung für dauerhaften 

Frieden und Stabilität vorantreiben, zum 

anderen soll eine regionale Kooperation 

und die Integration in europäische Ent-

scheidungsprozesse erreicht werden.46 

Die Union ist an der Stabilisierung des 

gesamten Kaukasus interessiert und setzt 

sich daher stark für die Rückführung von 

Flüchtlingen in gesicherte Gebiete und 

den Wiederaufbau Tschetscheniens ein. 

Dafür hat die EU im Zeitraum von 1999 

bis 2004 ca. 170 Mio.  für humanitäre 

Hilfe zur Verfügung gestellt, das meiste 

in die Flüchtlingshilfe. Langfristig will 

die EU über diesen Betrag hinausgehen 

und besonders in den Wiederaufbau in-

vestieren. Die Schwerpunkte sollen dabei 

auf den Bereichen Gesundheit, Bildung 

und Arbeitsbeschaffung liegen.47 

Die Position der EU seit Beginn der 

Auseinandersetzungen in Tschetschenien 

kann nicht als geradlinig und konsequent 

bezeichnet werden. Im Verlauf des Kon-

fliktes werden deutliche Unterschiede in 

der Haltung von Europäischem Rat und 

Kommission auf der einen Seite und dem 

Parlament auf der anderen Seite sichtbar, 

                                                

 

46 Bundeszentrale für politische Bildung 2003, S. 
21. 
47 Halbach 2005, S. 32. 

welche sich durch aktuelle politische 

Rahmenbedingungen noch weiter ver-

stärken. Zunächst verurteilten alle Orga-

ne der EU die Geschehnisse im Kauka-

sus. Das Vorgehen der russischen Streit-

kräfte, besonders die angewendeten Mit-

tel, stünden in keinem Verhältnis zum 

angestrebten Zweck. Die Sicherung der 

territorialen Integrität rechtfertige in kei-

nem Fall ein derart massives militäri-

sches Vorgehen gegen ein ganzes 

Volk.48 Nach den Terroranschlägen des 

11. September 2001 milderten vor allem 

der Europäische Rat und die Kommissi-

on ihre Kritik am Krieg in Tschetsche-

nien ab, da er als Teil des Kampfes ge-

gen den internationalen Terrorismus ver-

standen wird. Das Europäische Parla-

ment hingegen übte bereits ein halbes 

Jahr nach den Anschlägen wieder öffent-

liche Kritik und damit Druck auf die 

russische Regierung aus. Dennoch ver-

sperrte sich auch das Europäische Parla-

ment zu keinem Zeitpunkt einer Koope-

ration mit Moskau und hält Angebote als 

Vermittler für politische Lösungen des 

Konfliktes aufrecht, da auch aus Sicht 

des Parlamentes Tschetschenien weiter-

hin ein Teil der Russischen Föderation 

ist.49 

Die EU und Russland sind übereinge-

kommen, dass die internationalen Orga-

nisationen einen wichtigen Beitrag in 
                                                

 

48 Fischer 2006, S. 14. 
49 Urdze 2004 S. 59. 
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enger Zusammenarbeit mit den russi-

schen Behörden leisten können. Dieser 

Beitrag liegt jedoch für die Russische 

Föderation lediglich in der Unterstützung 

ihrer bisher betriebenen Politik der 

Tschetschenisierung .50 Die Tsche-

tschenisierung führt allerdings, wie 

schon erwähnt, nicht zum Ende der Ge-

walt in der Region. 

Ein Eingreifen der Europäischen Union 

ist auch auf Grund der Tatsache proble-

matisch, dass es sich hier nach internati-

onalen Richtlinien um einen innerstaatli-

chen Konflikt handelt. Des Weiteren 

kommen noch die eigenen Interessen der 

Gemeinschaft zum tragen. So liegt der 

EU einerseits viel daran gute nachbar-

schaftliche und ökonomische Beziehun-

gen mit Russland aufzubauen, um den 

Bezug von Energierohstoffen aus Russ-

land zu sichern. Andererseits verfolgt die 

Union das Ziel der Einhaltung Europäi-

scher Werte und die Wahrung der Men-

schenrechte. Die EU steht hier demnach 

vor einem Energieversorgungs-Moral 

Problem. Ein Schweigen des Westens 

führt unweigerlich zur Kritik am System 

der Europäer und setzt sie dem Vorwurf 

aus, sich mit lapidaren Hilfszahlungen 

von Problemen freizukaufen, in die sie 

nicht involviert werden wollen.   

                                                

 

50 Urdze 2004, S. 31. 

Die Position des Europarates 

Mit dem Beitritt zum Europarat (1996) 

hat Russland automatisch die Europäi-

sche Menschenrechtskonvention unter-

zeichnet und sich damit zu deren Inhal-

ten bekannt. Tschetschenien liegt einer-

seits durch die Mitgliedschaft Russlands 

und andererseits durch die Aufnahme der 

drei Kaukasusrepubliken Georgien, Ar-

menien und Aserbaidschan, im direkten 

Einflussbereich des Europarates. Die 

Organisation verfolgte mit deren Auf-

nahme folgende Ziele: Stabilisierung der 

gesamten Region, Förderung von Demo-

kratie und Durchsetzung der Menschen-

rechte.51 Russland erkennt die Zustän-

digkeit des Europarates für Tschetsche-

nien an.52 Gegenwärtig und in der Ver-

gangenheit zählt der Europarat zu den 

härtesten Kritikern der russischen Tsche-

tschenien-Politik. Er warf der russischen 

Regierung seit Beginn der Auseinander-

setzungen in Tschetschenien immer wie-

der massive Verstöße gegen das humani-

täre Völkerrecht und die Verletzung bin-

dender Rechtsverpflichtungen vor. Das 

Verhältnis zwischen Europarat und der 

Russischen Föderation ist durch den 

Tschetschenien-Konflikt merklich abge-

kühlt. So entzog die Parlamentarische 

Versammlung des Europarates der Rus-

sischen Föderation kurzzeitig das 

                                                

 

51 Bundeszentrale für politische Bildung 2003, S. 
22. 
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Stimmrecht, nachdem die russische Re-

gierung den Hauptforderungen eines 

Waffenstillstandes und Verhandlungen 

mit den gewählten tschetschenischen 

Autoritäten nicht nachkam. Bereits ein 

Jahr später wurde das Stimmrecht wieder 

erteilt, obwohl sich die Situation in den 

tschetschenischen Gebieten seither ver-

schlechtert hatte.53 Der Europarat sieht 

sich daher dem Vorwurf ausgesetzt, aus 

realpolitischen Erwägungen seine eige-

nen politischen Werte zu verraten. Damit 

kämpft der Europarat um seine Glaub-

würdigkeit und fordert fortwährend ei-

nen Dialog zwischen den Konfliktpartei-

en über einen Waffenstillstand und un-

gehinderten Zugang für internationale 

Hilfsorganisationen und Berichterstatter. 

Das Anti-Folter-Komitee (CPT) des Eu-

roparats hat am 13. März 2007 eine ein-

deutige Erklärung zu den Menschen-

rechtsverletzungen abgegeben. Damit 

umging es bereits zum dritten Mal die 

Regelung, nach der offizielle Berichte 

nur mit Zustimmung Moskaus veröffent-

licht werden dürfen. Trotz der Weige-

rung der Russischen Föderation wurde 

mit diesen Berichten der Öffentlichkeit 

die Möglichkeit gegeben, sich über die 

erschreckende Situation in der Republik 

Tschetschenien zu informieren. In diesen 

Berichten bestätigte das Komitee die 

Aussagen von Menschenrechtsorganisa-

                                                

 

53 Urdze 2004, S. 54. 

tionen über die unzureichende Behand-

lung von Gefangenen in der Tschetsche-

nischen Republik. Auch wurden erneut 

das Verschwindenlassen von Men-

schen, willkürliche Verhaftungen sowie 

die allgemeine Straflosigkeit angepran-

gert.54 Dies war ein wichtiges Signal, 

bestätigt jedoch die Hintertürpolitik 

des Europarats, welcher eine offizielle 

Stellungnahme in dieser Schärfe scheut. 

Der dem Europarat angeschlossene Eu-

ropäische Gerichtshof für Menschen-

rechte hat entgegen den Bestrebungen 

Russlands Klagen von Tschetschenen 

zugelassen.55 Das führte im Juli 2006 zu 

einer ersten Verurteilung der Russischen 

Föderation durch den Gerichtshof, was 

eine wichtige Signalwirkung hatte. Wei-

tere Verurteilungen folgten, zahlreiche 

weitere Klagen sind anhängig.56   

Die OSZE  Rückzug aus  

Tschetschenien 

Die Organisation zur Sicherheit und Zu-

sammenarbeit in Europa (OSZE) ent-

sandte 1995 eine erste Mission nach 

Tschetschenien und fand dort nach eige-

nen Angaben eine humanitäre Katastro-

phe vor. Sie versuchte seit April 1995 in 

Grosny zwischen tschetschenischen Re-

bellen und russischen Truppen zu ver-

                                                

 

54 Council of Europe 2007. 
55 Urdze 2004, S. 72. 
56 http://www.echr.coe.int/echr/.  
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mitteln und war an der Aushandlung 

eines Waffenstillstandes maßgeblich 

beteiligt.57 In der Zwischenkriegszeit 

arbeitete die Organisation weiter vor Ort. 

Sie unterstützte z.B. die ersten freien 

Präsidentschaftswahlen in Tschetsche-

nien im Januar 1997, sie leistete organi-

satorische sowie finanzielle Hilfe, ent-

sandte Wahlbeobachter in die Region58 

und arbeitete eng mit Menschenrechtsor-

ganisationen wie memorial und Human 

Rights Watch zusammen.59 Im zweiten 

Tschetschenien-Krieg lehnte die russi-

sche Regierung jede politische Rolle der 

OSZE mit der Begründung ab, es hande-

le sich hier nicht um einen internationa-

len Konflikt, sondern um eine innerrussi-

sche Angelegenheit.60 Das Mandat für 

die OSZE-Unterstützungsgruppe erlosch 

am 31. Dezember 2002, da kein Konsens 

zustande gebracht werden konnte. Auf-

grund der Weigerung des Kremls, das 

Mandat für die Mission zu verlängern, 

schloss das OSZE-Büro in Tschetsche-

nien Ende 2002. Kurz darauf folgte die 

Schließung der Vertretung des Europara-

tes. Damit sind auch die letzten interna-

tionalen Organisationen aus Tschetsche-

nien verschwunden.    

                                                

 

57 Zürcher 1997, S. 26. 
58 IFK 2004, S. 13. 
59 Urdze 2004, S. 67. 
60 IFK 2004, S. 13. 

Das Engagement der  

Vereinten Nationen 

Die Vereinten Nationen sind durch die 

Mitgliedschaft Russlands im Sicherheits-

rat und seinem Veto-Recht als ständiges 

Mitglied blockiert. Die Lage in Tsche-

tschenien wurde nicht im Sicherheitsrat 

erörtert. 61 In der UN-

Menschenrechtskommission (MRK) 

wurde Russland jedoch, u.a. vom dama-

ligen Bundesaußenminister Joschka Fi-

scher im März 200262, mit seiner Tsche-

tschenien-Politik konfrontiert. Die ehe-

malige UN-Hochkommissarin für Men-

schenrechte Mary Robinson reiste im 

Frühjahr 2002, während einer Tagung 

der MRK, persönlich nach Moskau, 

Tschetschenien und die russischen 

Nachbarrepubliken, um die Menschen-

rechtslage vor Ort zu überprüfen.63 Die 

MRK forderte die Russische Föderation 

in mehreren zurückhaltenden Resolutio-

nen dazu auf, internationalen, regionalen 

und nationalen humanitären Organisatio-

nen ungehinderten Zugang zu Tsche-

tschenien zu gewähren. Diese Resolutio-

nen wurden jedoch von Russland boy-

kottiert.64     
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1.6 Haltung und Engagement  

Deutschlands   

Die Bundesregierung unterstützt auf ver-

schiedene Weise die Versuche der Euro-

päischen Union, eine einheitliche Linie 

zum Thema Tschetschenien zu finden 

um somit auf den Konflikt einwirken zu 

können. Sie verlangt von allen Akteuren 

eine vorausschauende Friedenspolitik 

mit Priorität auf zivilen Mitteln, d.h. 

Prävention vor Intervention. Sie setzt 

dabei weiter auf die Verrechtlichung der 

internationalen Beziehungen, insbeson-

dere im Bereich des Völkerrechtes. Wei-

ter tritt sie für eine verstärkte Abrüs-

tungspolitik durch Rüstungskontrollen 

und die Stärkung der internationalen 

Organisationen ein, wie z.B. die der Ver-

einten Nationen. Die deutsche Außenpo-

litik bemüht sich um die Förderung von 

Integrationsprozessen zur Konfliktprä-

vention und Friedensförderung, z.B. die 

2001 initiierte Kaukasus-Initiative der 

Bundesregierung.65 

Mit der Absage an die Koalition der 

Willigen im Irak-Krieg bekannte sich 

die Bundesregierung mit breiter Unter-

stützung in der Bevölkerung zu einer 

internationalen Politik der friedlichen 

Mittel. Eine solche Politik resultiert für 

Deutschland aus den Erfahrungen der 

beiden Weltkriege. Aus diesen wuchs 
                                                

 

65 Bundeszentrale für politische Bildung 2003, S. 
21. 

der Anspruch, für Frieden und Gerech-

tigkeit in Europa und der Welt einzutre-

ten. Dazu zählt auch die Pflege guter 

Beziehungen zu den arabischen Staaten. 

Diese unterstützen grundsätzlich die Po-

sition der mehrheitlich islamischen 

Tschetschenen. Mit dem Auftreten 

Deutschlands als Vermittler könnte es zu 

einem positiveren Bild von Deutschland 

und Europa in der arabischen Welt bei-

tragen, was einen friedlichen Dialog för-

dern und radikalen Tendenzen, im Ex-

tremfall in Form von Terroranschlägen 

oder gar Kriegen, entgegen wirken wür-

de. 

Auch aus der deutschen Zivilgesellschaft 

heraus gibt es Bemühungen, einen Bei-

trag zur friedlichen Beilegung des Kon-

fliktes zu leisten. 1997 gründeten Wis-

senschaftler, Künstler, Menschenrechtler 

und Politiker die deutsch-kaukasische 

Gesellschaft (DKG). Die DKG sieht ihre 

Aufgabe vor allem in der Unterstützung 

des Dialoges zwischen europäischen und 

kaukasischen Politikern und wirbt für die 

Einbeziehung legitimer tschetscheni-

scher Politiker in einen Friedensdialog 

zur Bekämpfung des Terrorismus.66 

Die Bundesregierung sowie die Bevölke-

rung wissen um die Notwendigkeit guter 

ökonomischer und politischer Beziehun-

gen zu Russland. Auf der einen Seite 

deckt die Russische Föderation einen 
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großen Teil des deutschen Energiebe-

darfs, auf der anderen Seite ist Russland 

ein wichtiger Importeur deutscher Er-

zeugnisse. Eine Verschlechterung der 

bilateralen Beziehungen durch eine er-

neute Eskalation der Situation im Nord-

kaukasus würde unweigerlich auch die 

Wirtschaftsbeziehungen belasten, was 

den allgemeinen Aufschwung in 

Deutschland abbremsen könnte. Auch 

der rege kulturelle Austausch zwischen 

beiden Staaten wäre gefährdet. 

Die deutsch-russischen Beziehungen 

werden durch die Tschetschenien-Frage 

belastet, da die Bundesregierung den 

Umgang der russischen Regierung mit 

der tschetschenischen Bevölkerung kriti-

siert, woraufhin sich Russland missver-

standen fühlt. Für die russische Regie-

rung sind der Krieg und die Vorgänge in 

Tschetschenien ein Teil des internationa-

len Kampfes gegen den Terrorismus, 

wofür sie entsprechende Annerkennung 

erwartet.67 

Deutschland bemüht sich seit der Kanz-

lerschaft von Angela Merkel der Politik 

Russlands in der Tschetschenien-Frage 

mit einer direkteren Sprache zu begeg-

nen. Dies war nicht die Politik ihres 

Vorgängers Gerhard Schröder, ihn ver-

band zudem eine private Freundschaft 

mit dem damaligen Präsidenten Wladi-

mir Putin. Besondere Kritik erntete Bun-

                                                

 

67 Götz 2006, S. 17. 

deskanzler Schröder als dieser bekunde-

te, Vertrauen in die demokratische Ge-

sinnung des russischen Präsidenten zu 

haben.68 Während ihres Antrittsbesuchs 

zu Beginn ihrer Amtszeit traf sich die 

deutsche Bundeskanzlerin in Moskau mit 

russischen Menschenrechtsaktivisten. Im 

Gespräch mit Präsident Putin kritisierte 

sie die Lage in Tschetschenien, verwies 

aber gleichzeitig auf die gute strategische 

Partnerschaft zwischen Russland und 

Deutschland. Die Betonung der guten 

deutsch-russischen Beziehungen wurde 

besonders während der deutschen EU-

Ratspräsidentschaft in der ersten Hälfte 

des Jahres 2007 fortgesetzt, Angela 

Merkel klammerte das Thema Tsche-

tschenien vollständig aus, um die ge-

samteuropäischen Reformprojekte im 

Verhältnis der EU zu Russland nicht zu 

gefährden.  

Das Parlament hingegen hat Tschetsche-

nien seit Beginn der Auseinandersetzun-

gen auf seiner Tagesordnung, der Bun-

destag hat sich mehrfach öffentlich be-

sorgt über die Lage in Tschetschenien 

geäußert. Im März 2007 hat die Fraktion 

von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im 

Bundestag eine große Anfrage zu den 

aktuellen Entwicklungen in Russland 

und ihre Auswirkung auf die Beziehun-

gen zwischen der EU und Russland ein-

gebracht. Diese enthielt den direkten 

                                                

 

68 Adomeit 2004, S. 1. 
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Bezug zum Nordkaukasus und Tsche-

tschenien. Damit war die Bundesregie-

rung gezwungen, sich in der Tschetsche-

nien Frage zu positionieren.69 Die Bun-

desregierung setze sich gegenüber Russ-

land zur Verbesserung der Menschen-

rechtslage in Tschetschenien ein, so die 

Antwort der Bundesregierung.70 Jedoch 

ist die Bundesregierung gefangen zwi-

schen realpolitischen Notwendigkeiten, 

wie z.B. dem Aufbau und der Erhaltung 

guter nachbarschaftlicher Beziehungen 

zu Russland, und der Notwendigkeit 

Kritik am wichtigen Partner Russland in 

seiner Tschetschenien-Politik zu üben.    

1.7 Aktuelle Entwicklungen   

Bei den Duma-Wahlen am 2. Dezember 

2007 erreichte die Partei Einiges Russ-

land von Wladimir Putin und Ramsan 

Kadyrow ein beachtliches Ergebnis in 

Tschetschenien; bei einer Wahlbeteili-

gung von angeblich 99,46% erreichte die 

Partei 99,36% der abgegebenen Stimmen 

und festigte mit diesem Ergebnis die 

Dominanz in Russland.71 

Beleg für die weiterhin gespannte Situa-

tion in Tschetschenien sind die anhalten-

den Bombenanschläge. Am 4. Mai 2008 

wurden bei einem Attentat in der Haupt-

                                                

 

69 Deutscher Bundestag 2007a. 
70 Deutscher Bundestag 2007b.  
71 Forschungsstelle Osteuropa (2007) , S. 20. 

stadt Grosny fünf Polizisten getötet, wie 

die Nachrichtenagentur Ria Novosti 

vermeldete.72 

Selbst bei ausgewiesenen deutschen 

Russlandkennern spielen die Auseinan-

dersetzungen in Tschetschenien keine 

Rolle mehr. Auf die Frage, wie die au-

ßenpolitische Agenda des neuen russi-

schen Präsident Dmitri Medwedew ein-

zuschätzen sei, antwortete Alexander 

Rahr von der Deutschen Gesellschaft für 

Außenpolitik, dass es Reizfaktoren wie 

den Tschetschenien-Krieg nicht mehr 

geben würde. 73   

2. Exemplarische Lösungsansätze   

Der Tschetschenien-Konflikt ist seit über 

einer Dekade von einer Spirale der Ge-

walt gekennzeichnet. Seit dem zweiten 

Tschetschenienkrieg entwickelt sich der 

Konflikt zunehmend zu einem Bürger-

krieg innerhalb Tschetscheniens. Eine 

kurzfristige Lösung scheint wegen der 

Interessenlage der innertschetscheni-

schen Akteure und der unnachgiebigen 

Haltung der Russischen Föderation kaum 

realisierbar zu sein. Problematisch dabei 

ist insbesondere die restriktive Informa-

tionspolitik. Für die internationale Öf-

fentlichkeit sind weder Opferzahlen, 
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Anzahl von Gewaltverbrechen oder 

sonstige Menschenrechtsverletzungen 

gesichert bekannt.    

2.1 Gewalt beenden   

Notwendig für eine dauerhafte friedliche 

Lösung des Konfliktes ist der Verzicht 

auf Gewalt durch alle Konfliktparteien. 

Dazu gehören neben der sofortigen Be-

endigung terroristischer Anschläge auch 

das Ende menschenrechtsverletzender 

Übergriffe in Tschetschenien. Sowohl 

die tschetschenische als auch die russi-

sche Bevölkerung haben Anspruch auf 

ein Leben in körperlicher Unversehrtheit.  

Der CPT-Bericht dokumentiert 

 

soweit 

dies aus oben genannten Gründen mög-

lich 

 

die erschreckende Situation in der 

Republik Tschetschenien.74 In Zusam-

menarbeit mit der Russischen Föderation 

und der tschetschenischen Regierung 

sollte der Europarat einen unabhängigen 

Untersuchungsausschuss einrichten, um 

Vorwürfen bezüglich Menschenrechts-

verletzungen gegenüber allen Akteuren 

nachzugehen. Zudem sollte die Russi-

sche Föderation als Mitgliedsstaat des 

Europarates an der Ausgestaltung und 

Durchführung der Untersuchung feder-

führend beteiligt werden. 

                                                

 

74 Europäisch Technische Gesellschaft 2007. 

Um die Spirale der Gewalt wirksam zu 

durchbrechen ist die Verwirklichung 

eines Bündels von Lösungsansätzen 

notwendig. Nachfolgend werden einige 

Konfliktlösungsmöglichkeiten exempla-

risch dargestellt.    

2.2 Lebensgrundlage der  

Bevölkerung sichern  

Bedingt durch den langjährigen Konflikt 

gibt es keine organisierte tschetscheni-

sche Öffentlichkeit mit gemeinsamem 

zivilgesellschaftlichen Diskurs. Ein gro-

ßer Teil der Menschen in Tschetschenien 

lebt in Angst und Schrecken. Viele 

Tschetschenen sind traumatisiert durch 

schmerzliche Kampferfahrungen und 

durch den Verlust von Verwandten und 

Freunden. 

Um den Menschen in Tschetschenien ein 

zivilgesellschaftliches Engagement zu 

ermöglichen, ist eine freie Meinungsäu-

ßerung und darüber hinaus die Sicherung 

der materiellen Lebensgrundlage not-

wendig. Der Aufbau einer tschetscheni-

schen Zivilgesellschaft ist erst dann 

möglich, wenn die derzeit dominieren-

den Sorgen um die Grundbedürfnisse 

von Sicherheit und Wohlergehen abge-

baut sind. Zur Sicherung der materiellen 

Existenz der Tschetschenen ist eine Fort-

setzung der entwicklungspolitischen 
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Programme von EU und UN notwendig. 

Als Schwerpunktsetzung der Entwick-

lungsprogramme empfiehlt sich die fi-

nanzielle Unterstützung von Bildungs-

programmen und Maßnahmen zum Wie-

deraufbau der Infrastruktur über die 

Hauptstadt Grosny hinaus. Aus der deut-

schen und der europäischen Zivilgesell-

schaft heraus könnten z.B. Klinikpart-

nerschaften forciert werden, um bei der 

Behandlung von Minenopfern zu helfen.  

Soweit die Verwendung erhaltener Gel-

der dokumentiert wird, ist eine gezielte 

Wirtschaftsförderung, beispielsweise 

langfristig auf dem Gebiet des Touris-

mus denkbar. Die reizvollen Landschaf-

ten des Kaukasus sind prädestiniert für 

den Tourismus. Dies erfordert allerdings 

die vorherige Gewährleistung von inne-

rer Sicherheit. Die Russische Föderation 

trägt ebenso dafür Verantwortung, die 

strukturschwache Republik Tschetsche-

nien durch Hilfeleistungen zu unterstüt-

zen. Ein florierender Tourismus im Kau-

kasus kann nicht nur zur wirtschaftlichen 

Prosperität beitragen, er kann auch dazu 

verhelfen, die Menschen dort und ihre 

Kulturen international bekannt zu ma-

chen und damit der Völkerverständigung 

dienen. Tourismus kann aber auch Ga-

rant für Sicherheit sein, da dies zwingen-

de Voraussetzung ist um Gäste anzuzie-

hen.   

2.3 Demokratische Strukturen aufbauen  

 Beitritt zum IGHSt  

Als vertrauensbildende Maßnahme für 

die internationale Staatengemeinschaft 

sollte die Regierung Ramsan Kadyrovs 

Wahlen in Tschetschenien unter interna-

tionaler Aufsicht ermöglichen. Gestärkt 

durch die demokratische Legitimation 

wäre die neue Vertretung der tschetsche-

nischen Bevölkerung ein wichtiger An-

sprechpartner sowohl für die Russische 

Föderation als auch für die internationa-

len Akteure. Die Errichtung und Wah-

rung des staatlichen Gewaltmonopols ist 

die oberste Pflicht jeder Regierung sowie 

die Gewährleistung der strafrechtlichen 

Verfolgung von Verbrechen. Mittelfris-

tig wäre der Kampf gegen die Korrupti-

on per Gesetzgebung gegen den Weiter-

verkauf konventioneller Waffen aufzu-

nehmen. Nur durch eine durchsetzungs-

fähige Staatsgewalt, die in der Lage ist 

Verbrechen zu ahnden, kann die Bevöl-

kerung das Vertrauen in staatliche Ge-

walten gewinnen. Kurzfristig sollte die 

Regierung Kadyrov die oben genannte 

Einrichtung eines unabhängigen Unter-

suchungsausschusses zur Prüfung von 

Menschenrechtsverletzungen unterstüt-

zen. 

Schließlich sollte sich die Russische Fö-

deration der Gerichtsbarkeit des Interna-

tionalen Strafgerichtshof (IGHSt) unter-
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werfen. So können Menschenrechtsver-

letzungen von allen Seiten durch eine 

objektive Stelle aufgearbeitet und abge-

urteilt werden.    

2.4 Russische Souveränität respektieren  

 Transparenz fordern   

Die Russische Föderation betrachtet den 

Tschetschenien-Konflikt als Angelegen-

heit der Souveränität und der nationalen 

Einheit. Eine Alternative für die derzei-

tige russische Politik könnte eine Orien-

tierung an erfolgreichen Konfliktlö-

sungsstrategien wie in Kaliningrad oder 

Karelien sein. Hier wurden auf russi-

schem Hoheitsgebiet mit Hilfe internati-

onaler Abkommen friedliche Lösungen 

zur Vermeidung von Konflikteskalatio-

nen gefunden. Das zeigt, dass die Russi-

sche Föderation grundsätzlich dazu be-

reit ist, Unterstützung von internationa-

len Organisationen anzunehmen. Bei 

beiden Konflikten kam es jedoch zu kei-

nem Zeitpunkt zu einer gewaltsamen 

Eskalation. Dies unterscheidet diese po-

sitiven Beispiele maßgeblich von dem 

Tschetschenien-konflikt. Hier ist seit 

Dekaden die Schwelle gewaltsamer Aus-

einandersetzung überschritten, der Kon-

flikt stellt sich als endlose Gewaltspirale 

dar.  

Als Zwischenschritt hin zu einer Annä-

herung an eine Konfliktlösung erscheint 

es notwendig entsprechend der UN-

Strategie, dass die Russische Föderation 

ihre Informationspolitik gegenüber der 

internationalen Öffentlichkeit verändert. 

Eine abschließende Konfliktanalyse als 

Basis für Hilfsangebote ist nur möglich, 

wenn die Lage in der Konfliktregion für 

die internationale Staatengemeinschaft 

ersichtlich ist. Ein Beitrag dazu kann 

eine Reise des UN-

Menschenrechtskommissars in die Kri-

senregion sein. Langfristig ist es im rus-

sischen Interesse den tschetschenischen 

Konflikt zu lösen. Innenpolitisch würde 

eine Lösung des Konfliktes Stabilität in 

der Region Nordkaukasus gewährleisten. 

Die Zurückhaltung von Informationen 

trägt nicht zur Lösung des Konfliktes 

bei. Das Leugnen der vorhandenen Prob-

leme ersetzt nicht die Befriedung der 

historisch gewachsenen Konfliktpotenti-

ale. Eine Lösung des Konfliktes könnte 

das Ansehen der Russischen Föderation 

auf internationalem Parkett massiv stei-

gern und der Regierung würde daraus 

resultierend eine große Konflikt-

Lösungs-Kompetenz (KLK) zugeschrie-

ben. Im Rahmen einer internationalen 

Organisation könnte ein Gipfeltreffen 

zum Thema Menschenrechte durch den 

Gastgeber Russische Föderation ausge-

richtet werden.  
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2.5 Gesamtstrategie für den  

Nordkaukasus entwickeln   

Die Rückführung von Flüchtlingen in 

ihre Heimat Tschetschenien stellt ein 

zusätzliches Konfliktpotential dar. In der 

Sache wäre der Russischen Föderation 

anzuraten die zwangsweise Rückführung 

von Flüchtlingen aus Inguschetien zu 

beenden, um keine zusätzliche Konflikt-

quelle in die Region zu tragen. Letztlich 

bedarf es einer Gesamtstrategie für die 

Region Nordkaukasus. Hier müssen auch 

internationale Akteure wie die Europäi-

sche Union, der Europarat oder die 

OSZE eine tragende Rolle übernehmen. 

Gerade bei der Konzeption und Umset-

zung einer Stabilisierung der Gesamtre-

gion Nordkaukasus  unter Einbeziehung 

der russischen Teilrepublik Tschetsche-

nien 

 

stellt sich das Problem der Einmi-

schung in innerrussische Angelegenhei-

ten nicht zwingend.    

2.6 Feindbilder abbauen   

Insbesondere die russische Gesellschaft 

ist infiziert von Feindbildern, wonach 

Tschetschenen kaukasische Räuber 

seien. Diese Vorurteile sind historisch 

gewachsen und seit Anfang des 20. Jahr-

hunderts in der russischen Bevölkerung 

verbreitet. Gegenseitiges Verständnis, 

Empathie und Respekt vor der anderen 

Konfliktpartei sind Grundvoraussetzung 

für eine gemeinsame Lösung und Ver-

handlungen auf Augenhöhe. Gerade zur 

Ermöglichung von zivilgesellschaftli-

chem Engagement bedarf es einer Besei-

tigung von ungerechtfertigten Ängsten. 

Sowohl in den öffentlichen russischen 

Schulen als auch durch Nichtregierungs-

organisationen (NGOs) kann hier Auf-

klärungsarbeit geleistet werden. Diese 

Bildungsarbeit sollte vor allem bei jün-

geren Menschen in der Russischen Föde-

ration und in Tschetschenien organisiert 

werden, da hier die größte Bereitschaft 

besteht. Austauschprogramme zwischen 

russischen und tschetschenischen Ju-

gendlichen 

 

eventuell unterstützt und 

thematisch begleitet durch internationale 

Akteure 

 

würden hierbei sicher helfen 

durch konkrete Erfahrungen historisch 

tradierte Vorbehalte zu mindern.    

2.7 Zivilgesellschaftliches Engagement   

Wie oben dargestellt, ist die tschetsche-

nische Zivilgesellschaft paralysiert, wo-

durch sich aus ihr noch keine organisier-

ten Initiativen entwickeln können. Zivil-

gesellschaftliches Engagement muss 

jedoch perspektivisch ein Baustein auf 

dem Weg zur Lösung eines massiv ge-

waltsam eskalierten Konfliktes wie dem 
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in Tschetschenien sein. Der Dialog mit 

und die Aufmerksamkeit für die tsche-

tschenische Bevölkerung ist unerlässlich, 

um eine friedliche Lösung zu ermögli-

chen. Hierzu können aus der deutschen 

und europäischen Zivilgesellschaft Im-

pulse gesetzt werden. Um den Konflikt 

in die öffentliche Aufmerksamkeit zu 

rücken ist es denkbar, dass in überregio-

nalen deutschen Zeitungen Briefe gegen 

das Vergessen abgedruckt werden. Da-

durch kann insbesondere der Druck auf 

deutsche und europäische Politiker er-

höht werden, sich für eine Konfliktlö-

sung zu engagieren. Auch zwischen 

Deutschland und Tschetschenien sind 

Austauschprogramme für alle Alters-

gruppen denkbar. Von der Bundesregie-

rung finanziell bezuschusst und von zi-

vilgesellschaftlichen Organisationen 

durchgeführt, wie z.B. durch nationale 

und internationale Nichtregierungsorga-

nisationen oder durch Organisationen der 

deutschen Friedensbewegung, könnten 

Einladungen an Tschetschenen erfolgen. 

Dieses Programm unter dem Titel Fe-

rien in der Demokratie verfolgt ver-

schiedene Ziele: Zum ersten soll es den 

traumatisierten Menschen eine Zeit der 

Erholung ermöglichen, zweitens kann 

ihnen während des Aufenthalts medizini-

sche Hilfe geleistet werden und drittens 

kann diesen Menschen die Praxis eines 

demokratischen Staatssystems und deren 

Konfliktlösungsstrategien veranschau-

licht werden. Durch die daraus entste-

hende Freundschaften und Korrespon-

denzen wird es auch möglich, einen di-

rekten Eindruck von der Lage in Tsche-

tschenien zu erhalten. 

Innerhalb der Region Tschetschenien ist 

es denkbar, dass 

 

insbesondere durch 

NGOs 

 

sportliche und kulturelle Ge-

meinschaftsfeste zur Förderung einer 

toleranten und friedlichen Kultur organi-

siert werden. Hier bietet sich ein Enga-

gement von internationalen NGOs an.  

Sinnvoll wäre es, tschetschenische 

Nicht-Regierungs-Organisationen durch 

deutsche Vereine und andere Gruppen 

finanziell zu fördern.  

Um die Emanzipation von Frauen gezielt 

zu unterstützen, sind Frauengesprächs-

gruppen mit internationaler Beteiligung 

vorstellbar. In diesem Rahmen sind 

Mentor_innen-programme wünschens-

wert, die auch zwischen Frauen aus ur-

banen und ländlichen Regionen inner-

halb Tschetscheniens organisiert werden 

könnten. Speziell für Frauen sollten ei-

genständige Bildungsprogramme einge-

richtet werden, um die Alphabetisierung 

zu fördern.       
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Fazit  

Der Tschetschenien-Konflikt darf kei-

nesfalls auf einen Sezessionskrieg redu-

ziert werden. Vielmehr ist er die Fortset-

zung eines historisch nie gelösten Kon-

fliktes innerhalb der Kaukasus-Region. 

Nach dem offenen Ausbruch als Separa-

tionskonflikt im ersten Tschetschenien-

krieg hat sich die Auseinandersetzung 

heute zu einem bürgerkriegsähnlichen 

Konflikt mit einer Vielzahl von Akteuren 

mit unterschiedlichen Interessen und 

Zielen gewandelt. Bisher ist die Lage der 

Menschen in Tschetschenien für Außen-

stehende wenig transparent: Bedingt 

durch eine restriktive Informationspolitik 

sind der internationalen Öffentlichkeit 

weder Opferzahlen noch die soziale Lage 

in Tschetschenien gesichert bekannt.  

Für das tschetschenische Volk ist dieser 

Konflikt eine humanitäre Katastrophe, er 

kostete zahlreiche Menschenleben, zer-

störte die Städte sowie die Infrastruktur. 

Die Gesellschaft ist verroht und Gewalt 

ist an der Tagesordnung. Das belegen die 

zahlreichen Menschenrechtsverletzun-

gen, die vor allem von nichtstaatlichen 

Menschenrechtsorganisationen doku-

mentiert werden. Ebenso forderten die 

Auseinandersetzungen Opfer unter der 

ethnisch russischen Bevölkerung, da die 

tschetschenischen Separatisten den Krieg 

mit zahlreichen Terroranschlägen in das 

russische Kernland hineingetragen ha-

ben. 

Eine einfache Konfliktlösung gibt es 

nicht. Deshalb sind mehrere Schritte zu 

einer Befriedung notwendig. Die Lö-

sungsansätze für den Tschetschenienkon-

flikt müssen die Bedürfnisse aller Kon-

fliktparteien berücksichtigen. Als erster 

Schritt aus der Gewaltspirale in Tsche-

tschenien ist die Einstellung gewaltsamer 

Auseinandersetzungen zu erreichen. Die 

tschetschenische und die russische Be-

völkerung haben das legitime Bedürfnis 

nach Gewaltfreiheit.  

Die Russische Föderation deklariert den 

Konflikt als innerstaatliche Angelegen-

heit. Dies zu akzeptieren und gleichzeitig 

eine transparentere Darstellung der Lage 

in der Krisenregion zu fordern ist der 

richtige Weg, um gemeinsam mit der 

Russischen Föderation die Gewaltspirale 

zu durchbrechen.  

Nicht tragbar ist die Menschenrechtslage 

in der Republik Tschetschenien, weshalb 

die Einrichtung eines unabhängigen Un-

tersuchungsausschusses unter maßgebli-

cher Beteiligung der Russischen Födera-

tion notwendig ist.  

Andere Staaten und internationale Orga-

nisationen können durch eine Strategie 

des Förderns und Forderns in den 

Konflikt eingreifen. Bei der Konzeption 

und Durchsetzung einer Gesamtstrategie 

für die Region Nordkaukasus muss die 
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Souveränität der Russischen Föderation 

respektiert werden. Die Republik Tsche-

tschenien selbst kann durch die Fortset-

zung der Entwicklungsprogramme von 

EU und UN mit einem Schwerpunkt auf 

Bildung und Infrastruktur unterstützt 

werden.  

Die aktuelle tschetschenische Regierung 

unter Ramsan Kadyrov muss sich das 

Vertrauen der internationalen Gemein-

schaft verdienen. Langfristig ist eine 

Demokratisierung Tschetscheniens not-

wendig. Kurzfristig bedarf es der Durch-

setzung des staatlichen Gewaltmonopols 

und Herstellung rechtsstaatlicher Zu-

stände.  

Zivilgesellschaftliche Unterstützung ist 

ein notwendiger Bestandteil auf dem 

schrittweisen Weg zu einer Konfliktlö-

sung. Auf dem Gebiet der sozialen Ein-

richtungen, der Infrastruktur- und Wirt-

schaftsförderung ist in erster Linie finan-

zielle Hilfe zu leisten. Gleichzeitig soll-

ten im kulturellen Bereich durch Sport-

veranstaltungen und Austauschpro-

gramme Brücken geschlagen werden.  

Selbst wenn der Weg hin zu einer Kon-

fliktlösung in Tschetschenien mühsam 

und langwierig ist, darf Tschetschenien 

nicht weiter ein vergessener Konflikt 

bleiben. Die alarmierende Lage der Zi-

vilbevölkerung und die zahlreichen Be-

richte von Menschenrechtsverletzungen 

mahnen zum Handeln. Eine Verantwor-

tung trifft dabei neben den unmittelbaren 

Konfliktparteien auch internationale Or-

ganisationen und die Zivilgesellschaft.  
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